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Grosser Gemeinderat
Sonnenfelsstrasse 4, 3700 Spiez
Tel. 033 655 33 15
gemeindeschreiberei@spiez.ch

Auszug aus dem Protokoll des Grossen Gemeinderates vom 02. Sep-
tember 2024

246 012.00 Grundlagen / Informationen (Exekutive (Gemeinderat))
Struktur und Funktionsweise Gemeinderat / Grundsatzabstimmung

Ausführungen des Gemeinderates

Jolanda Brunner: Die letzte Überprüfung der Behörden- und Verwaltungsorganisation fand im 
Jahr 2018/2019 statt. Diese hat nicht viel Neues gebracht. Man hat keine Mehrheiten gefunden, 
um Änderungen vorzunehmen. Einzelne Themen ploppen aber immer wieder auf. Deshalb hat der 
Gemeinderat 2023 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, welche verschiedene Themen nochmals auf-
nehmen und eine Auslegeordnung machen soll. Diese Auslegeordnung wurde dem GGR vor ei-
nem Jahr präsentiert und die GGR-Mitglieder wurden um Rückmeldungen gebeten. Die Rückmel-
dungen waren sehr vielseitig, haben aber kein einheitliches Bild abgegeben. Für den Gemeinderat 
war es eher schwierig aus den Rückmeldungen zu schliessen, wie die Struktur in Zukunft ausse-
hen soll. Es wurde aber klar, dass nicht allen deutlich war, was ein Gemeinderatsmitglied oder das 
Gemeindepräsidium genau machen. Im SpiezInfo wurden verschiedene Interviews geschaltet, um 
zu zeigen, was die einzelnen Gemeinderatsmitglieder für Aufgaben haben. Den GGR-Mitgliedern 
wurden auch die Kompetenzen, Aufgaben und Verantwortungen für die Gemeinderatsmitglieder 
und das Gemeindepräsidium abgegeben. Danach hat man sich überlegt, wie man weiterfahren 
soll. Man kann das Thema wieder auf die lange Bank schieben und ausführen, dass man keine 
Mehrheiten gefunden hat. Der Gemeinderat will es nun konkret wissen. Man hat festgestellt, dass 
es für amtierende Gemeinderatsmitglieder schwierig ist, Sachen zu ändern, von denen sie direkt 
betroffen sind. Nun ist man am Ende einer Legislatur und es macht Sinn, das Geschäft nun aufzu-
gleisen. Der Gemeinderat unterbreitet dem GGR eine Grundsatzabstimmung mit verschiedenen 
Varianten. Eine Konsultativabstimmung ist nicht möglich, da dies in der Gemeindeordnung nicht 
vorgesehen ist. Für einzelne zentrale Themenbereiche wurden zwei Varianten zur Auswahl ge-
stellt. Damit weiss der Gemeinderat, welche Variante mehrheitsfähig ist und weiterverfolgt werden 
soll. Man wird prüfen, welche gesetzlichen Änderungen nötig sind (Reglemente, Gemeindeord-
nung etc.). Diese werden am 18. November 2024 dem GGR vorgelegt werden. Vielleicht gibt es 
bei den gewählten Varianten unterschiedliche Möglichkeiten (z. B. höhe der Entschädigungen). 
Diese Möglichkeiten werden ebenfalls am 18. November 2024 vorgelegt. Wenn gewisse Änderun-
gen eine Anpassung der Gemeindeordnung voraussetzen, würde dies im nächsten Jahr eine 
Volksabstimmung auslösen. Diese Änderungen würden dann erst 2029 in Kraft treten. Dieser Vor-
lauf wird benötigt, damit Kandidierende für den Gemeinderat oder das Gemeindepräsidium wissen, 
auf was sie sich einlassen. Es wäre sportlich, wenn man die Änderungen auf 2025 einführen wür-
de, und für die Kandidierenden wären die Voraussetzungen anders als heute. Deshalb sollen die 
Änderungen erst auf die nächste Legislatur eingeführt werden. Für den Gemeinderat ist es wichtig, 
dass dieses Geschäft am 18. November 2024 dem GGR vorgelegt werden kann, damit die Grund-
lagen ab 2025 für den neuen Gemeinderat klar dargelegt werden können. Es ist optimal, wenn der 
neue Gemeinderat nicht über die eigene Entschädigung befinden muss. Wenn die Änderungen nur 
die Entschädigung betreffen, benötigt es keine Volksabstimmung. Dann könnte man die Änderun-
gen bereits auf 2026 in Kraft setzten. Darüber wird der GGR auch im November befinden. In die-
sem Sinne ist der Gemeinderat gespannt auf die nun folgenden Voten und in welche Richtung der 
Gemeinderat weiterarbeiten soll. 

Stellungnahme der GPK
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Andreas Grünig: Matthias Maibach und er haben am 26. August 2024 das Geschäft bei Jolanda 
und Tanja Brunner geprüft. Der Gemeinderat hat aus eigener Initiative und anhand von Erkenntnis-
sen sowie aufgrund des Postulats aus dem Jahr 2016 die Diskussion wieder aufgenommen. Es 
handelt sich hier um eine Grundsatzabstimmung. Eine Konsultativabstimmung wäre theoretisch 
auch möglich gewesen, ist aber in der Gemeindeordnung nicht vorgesehen. Das Vorgehen ist so-
mit korrekt. Die GPK hat an der letzten Sitzung vom 28. August 2024 beschlossen, das Eintreten 
auf das Geschäft zu empfehlen. 

Eintreten

Das Eintreten ist unbestritten.

Der Vorsitzende erklärt, dass über das gesamte Geschäft diskutiert wird. Bei den Abstimmungen 
über die einzelnen Varianten wird nicht mehr diskutiert. 

Fraktionssprecher

Manuela Bhend (GS): In ein politisches Amt gewählt zu werden und dieses seriös und ernsthaft 
auszuüben, muss für alle Menschen möglich sein, egal welches Geschlecht, Herkunft oder wel-
chen sozio-ökonomischen Status man hat. Das Amt erfordert eine hohe zeitliche Flexibilität und 
eine hohe zeitliche Präsenz. Unter den aktuellen Voraussetzungen kann das Amt nebenberuflich 
nur mit viel freiwilliger Arbeit, Gratisarbeit oder freiwilligem Verzicht auf eine gerechte Entlöhnung 
geleistet werden. Dem Gemeinderat wird gedankt, dass diese Situation angegangen wird und der 
Versuch gestartet wurde, die Strukturen anzupassen. Eine Lösung zu finden, welche alle gut fin-
den, ist eine grosse Herausforderung. Die Haltungen hier sind wohl sehr unterschiedlich. Die GS-
Fraktion ist aber überzeugt, dass die Entschädigung fair und marktgerecht sein soll und an das 
Lohnsystem des Gemeindepersonals angepasst wird. Sie soll auch aufgrund der unterschiedlichen 
zeitlichen Belastungen erfolgen. Über das Pensum des Gemeindepräsidiums sollte diskutiert wer-
den. Es sollte aber mindestens 70 Stellenprozente beinhalten. Über die Anzahl der Mitglieder des 
Gemeinderats wurde lange diskutiert. Die GS-Fraktion ist aber der Ansicht, dass ein Gemeinderat 
mit 7 Personen den kleinen Parteien die Möglichkeit gibt, im Gemeinderat vertreten zu sein. Das 
kleinere Pensum ist in diesem Fall besser vereinbar mit den restlichen Lebensaufgaben. In einem 
7er Gemeinderat sind verschiedene Haltungen und Meinungen breiter vertreten und die Vielfalt der 
Gesellschaft kann besser abgebildet werden. Bei beiden Strukturen zum 7er Gemeinderat wird 
Variante B mit einem Pensenpool bevorzugt. 

Dario Frey (EVP): Dem Gemeinderat wird für die Ausarbeitung der Struktur gedankt. Es ist wich-
tig, dass Leute im Gemeinderat vertreten sind, welche motiviert sind, Spiez im Herzen tragen und 
sich über Parteigrenzen hinaus für ein attraktives und lebenswertes Spiez einsetzen. Deshalb ist 
es wichtig, dass man gute Rahmenbedingungen bieten kann. Für die EVP-Fraktion ist es wichtig, 
dass bei der Entschädigung die Variante A eine gerechte Entschädigung bietet. Bei der zweiten 
Frage bietet die Variante B mit den unterschiedlichen Entschädigungen mit unterschiedlicher zeitli-
cher Belastung die bessere Lösung. Ein Pensenpool wird als sinnvoller betrachtet, um Ressour-
cen, Stärken und Interessen je nach Ressort besser berücksichtigen zu können. So kann der Ge-
meinderat attraktiver gestaltet werden. Man ist überzeugt, dass im Gemeinderat faire und kon-
struktive Verhandlungen zur Verteilung der Ressorts geführt werden können und die Ressorts 
nicht von Anfang an in Stein gemeisselt sind. Die EVP-Fraktion ist der Ansicht, dass der Gemein-
derat mit 7 Sitzen der richtige Weg ist, um die optimale Verteilung der Parteien zu gewährleisten. 
Beim Gemeindepräsidium wird die Variante B unterstützt. Damit kann flexibler gehandelt werden 
und man ist nicht an die 100 Stellenprozente gebunden. 



c:\users\srv_spi_axioma\appdata\local\temp\921a8971b5f84696824425204d3abed9.pdf Seite 3 von 6

Simon Schneeberger (FS/GLP): Die FS/GLP-Fraktion hat das Geschäft intensiv beraten. Bei der 
Entschädigung muss ausgeführt werden, dass Politik auch eine Herzensangelegenheit ist und dies 
soll hier in Spiez auch so bleiben. Dies hat aber seine Grenzen. Gerade als Mitglied des Gemein-
derats muss man unter Umständen sein berufliches Pensum reduzieren. Deshalb ist es wichtig, 
dass dieses Mandat seitens der Gemeinde anständig entschädigt wird. Deshalb ist es klar, dass 
die Entschädigung gemäss Lohnsystem des Gemeindepersonals erfolgen soll. Die Aufteilung der 
einzelnen Pensen muss diskutiert werden. Es gibt vielleicht Mandate, welche weniger anspruchs-
voll und zeitaufwendig sind als andere. Deshalb wird hier die Variante B (Entschädigung aufgrund 
der unterschiedlichen zeitlichen Belastung) favorisiert. Weiter ist es wichtig, dass das Gemeinde-
präsidium bei 100 Stellenprozenten und somit vollamtlich bleibt. Das Gemeindepräsidium soll nicht 
nur für die Spiezer Bevölkerung, sondern auch regional tätig sein und die Spiezer Interessen auch 
so vertreten. Mit einem 70 %-Pensum ist dies vermutlich so nicht mehr möglich. Weiter ist man der 
Ansicht, dass der Gemeinderat weiterhin aus 7 Mitgliedern bestehen soll. Wenn man dies auf 5 
Mitglieder reduziert, wird es schwierig, geeignete Kandidierende zu finden. Die Zuteilung mittels 
Pensenpool wird eher skeptisch betrachtet. Wenn man kein komplettes Chaos haben will, müssen 
die Ressorts klar einer Person zugewiesen werden. Die Pensen sollen nicht projektbezogen ver-
teilt werden. Dies erscheint nicht geeignet. 

Andreas Grünig (SVP): Im Gegensatz zu vorhin als GPK-Sprecher kann er nun mit einem ande-
ren Hut auf dem Kopf seine respektive die Meinung der SVP-Fraktion zum fachlichen Inhalt dieses 
Geschäfts äussern. Die vorhin angesprochene Motion aus dem Jahr 2016, welche von ihm 
stammt, hat man in ein Postulat umgewandelt. Diese wurde überwiesen und anschliessend behan-
delt. Es hat sich schon damals gezeigt, dass ein siebenköpfiger Gemeinderat für Spiez optimal ist. 
Die entsprechenden Begründungen könne nachgelesen werden. Diese haben noch heute ihre 
Gültigkeit. Zum Gemeinderat mit 7 Mitgliedern muss noch gesagt werden, dass in Spiez sowohl 
die Exekutive wie auch die Legislative ein Milizamt sind. Anders ausgedrückt, es muss möglich 
sein, daneben noch einen 100 % oder hochprozentigen Job auszuüben. Also bleibt mindestens ein 
70 – 80 % Arbeitspensum. Deshalb spricht sich die SVP-Fraktion für einen Gemeinderat mit 7 Mit-
gliedern aus. Damit kann die Belastung möglichst breit verteilt werden. Das Gemeindepräsidium ist 
zweifellos eine Führungsfunktion mit einer grossen Verantwortung. Es braucht ein volles Engage-
ment für unsere Gemeinde und die Bevölkerung sowie die Region. Ein zusätzlicher anderer Job 
nebenbei lässt dies nicht zu. Die SVP-Fraktion sieht nicht, dass dieses Amt mit weniger als 100 % 
seriös und vollumfänglich ausgeführt werden kann. Ausser dem Gemeindepräsidium handelt es 
sich bei allen Mandaten um Milizämter. Dies soll so beibehalten werden. Die Mandate im Gemein-
derat und im GGR sind Ehrenämter. Dies indiziert eine entsprechende tiefe Entlöhnung, so wie 
man dies bisher kennt. Kleine Anpassungen sollen aber möglich sein. Dies hat sich bisher bewährt 
und soll so beibehalten werden. 

Franziska Wiedmer (SP): Die SP-Fraktion möchte eine Änderung. Man sieht die Schwierigkeiten, 
welche das aktuelle System mit sich bringt. Die Arbeitsbelastung entspricht nicht den Pensen, wel-
che vorgegeben sind. Es gibt eine grosse Differenz zwischen den Belastungen in den einzelnen 
Ressorts. Ausserdem gibt es auch eine grosse Differenz zwischen der Entschädigung des Ge-
meindepräsidiums und dem Gemeinderat. Ein solches Amt kann nur ausüben, wer einen gut be-
zahlten Job hat, plus einen Arbeitgeber, welcher bereit ist, dass diese Person nicht mehr so flexi-
bel ist oder eine Reduktion des Pensums zulässt. Es kann auch sein, dass diese Person das Bud-
get mit einer Partnerschaft oder in einem Familienverbund gesichert hat. Man muss sich dieses 
Amt leisten können. Das Amt ist anspruchsvoll und soll entsprechend entlöhnt werden. Die Idee, 
dass man sein Herzblut besonders unter Beweis stellen kann, weniger verdient und viel dafür gibt, 
findet man nicht zeitgemäss. Wenn man die Abstimmungsunterlagen zu den nationalen Abstim-
mungen betrachtet, kann man lesen, dass die Altersvorsorge einher geht mit Eigenverantwortung. 
Also sollte man auch Arbeitsplätze oder Ämter schaffen, welche diesem Argument gerecht werden. 
Nicht nur der Lohn macht ein Amt attraktiv. Es ist eine Gelegenheit zur beruflichen und persönli-
chen Weiterentwicklung. Dies ist interessant für die verschiedensten Menschen. Der Gemeinderat 
soll auch ein Abbild sein und die gesamte Bevölkerung repräsentieren. Welche Varianten die SP-
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Fraktion wählen wird, kann man bei den Abstimmungen sehen. Man möchte eine Veränderung, 
damit man weiter gehen und fit bleiben kann für zukünftige Amtsträger und Amtsträgerinnen. 

Allgemeine Diskussion

Benjamin Carisch: Die EDU hat sich von Anfang an dafür eingesetzt, dass die Grösse des Ge-
meinderats bei 7 Personen bleibt. So ist eine gewisse politische Breite am besten gewährleistet. 
Eine Anpassung von 7 auf 5 Mitglieder macht mit der Gemeindegrösse von Spiez keinen Sinn. Es 
wird noch schwieriger werden, Personen zu finden, welche ein solches Amt übernehmen und ne-
benher noch einen Beruf ausüben können. Das heutige Amt ist mit einer Reduktion von 20 – 30 % 
der bisherigen Arbeitsstelle möglich. Eine Reduktion auf 70 % ist heute eher eine Option als 40 – 
50 %, wie dies bei einem 5er Gemeinderat der Fall wäre. Deshalb ist ein Gemeinderat mit 5 Mit-
gliedern keine Option. Die Entschädigungen für den Gemeinderat müssen fair sein. Ob dies in vol-
lem Masse marktgerecht sein muss, ist zu prüfen. Schliesslich soll das Amt auch im Dienste des 
Volks betrachtet werden. Trotzdem soll nicht im Giesskannenprinzip allen gleich viel verteilt wer-
den. Bei den Entschädigungen sollen die Pensen durchaus eine Rolle spielen. Es darf aber nicht 
vergessen werden, dass auch noch Sitzungsgelder ausgerichtet werden. Wenn der Grundlohn 
höher wird, muss dies als Gesamtbild betrachtet werden. Im November wird man sehen, was der 
Gemeinderat dem GGR unterbreitet. Man wird sich für die fixe Zuweisung der Ressorts einsetzen. 
Nur so sind kurze Wege und schlanke Strukturen möglich. Das Pensum des Gemeindepräsidiums 
kann flexibler gestaltet werden. Allerdings ist man auch der Ansicht, dass 70 % für die anstehen-
den Aufgaben eher knapp sind. 90 % wäre eher eine Option. Wenn man das Amt flexibler gestal-
tet, würde dies heissen, dass Kandidierende im Wahlkampf Farbe bekennen müssten, welche Va-
riante sie bevorzugen. Bürgerinnen und Bürger könnten selbst bestimmen, ob sie jemanden wol-
len, der 70 % angestellt wird oder jemanden der zu 100 % zur Verfügung steht. 

Andres Meier: Für die Mitte ist es wichtig, dass die Bedingungen für die Kandidierenden des Ge-
meinderats klar sind. Der Pensenpool wird eher negativ betrachtet. Es stellt sich die Frage, wie 
dies bestimmt wird. Oder weiss man gar nicht, was die Gewählten erwartet. Dies ist auch demo-
kratiepolitisch heikel. Die Mehrheit wird der Minderheit die weniger attraktiven Ressorts zuweisen. 
Dieser Weg wird deshalb eher negativ betrachtet. Deshalb wird von diesem Pensenpool schwer 
abgeraten. Der Status Quo mit 7 Gemeinderatsmitgliedern wird als sehr gut befunden und deckt 
eine gute Breite ab. Deshalb soll hier nichts geändert werden. Eine leichte Anpassung der Stellen-
prozente ist denkbar (z. B. von 20 auf 25 Stellenprozente). Diese Möglichkeiten sind noch offen. 
Mit anderen Strukturen (z. B. 5 Gemeinderatsmitglieder mit 50 – 60 Stellenprozenten) gehen viele 
Kandidierende verloren. Wie bereits ausgeführt, müsste man prüfen, ob man die Sitzungsgelder 
abschaffen will und dafür die Pensen erhöht. Prinzipiell ist es nicht notwendig, dass man etwas 
komplett anderes macht. Leichte Anpassungen sollen aber möglich sein.

Jolanda Brunner: Zur Frage betreffend Pensenpool, welche Simon Schneeberger aufgeworfen 
hat, kann ausgeführt werden, dass die Verantwortlichkeiten auch bei einem Pensenpool klar sein 
müssen. Auch die Verwaltung muss wissen, wer die politische Verantwortung trägt. Einzelne Be-
reiche könnte man auch verschieben. Dies hat man in den letzten Legislaturen zum Teil auch ge-
macht, ohne dass es grosse Auswirkungen hatte. Man kann auch bereits heute einzelne Projekte 
zuteilen. Es gäbe eine etwas grössere Flexibilität. Die Frage, ob die Mehrheit die Minderheit über-
stimmen wird, kann dahingehend beantwortet werden, dass auch bei den bisherigen Ressortvertei-
lungen ein Konsens gefunden werden musste, welcher für alle stimmen musste. Zur Fragestellung 
betreffend Gemeindepräsidium mit 100 oder 70 %: Es ist heute so, dass das Gemeindepräsidium 
100 % beinhaltet und nebenbei keine andere Erwerbstätigkeit ausüben darf. Bei 70 % wäre dort 
die Möglichkeit, dass man dies etwas öffnet. Eine weitere Rückmeldung, betrifft die Aussage, dass 
man das Gemeinderatsmandat locker mit einer 80 %-Stelle vereinbaren kann. Aus diesem Grund 
versuchte der Gemeinderat aufzuzeigen, welche Aufgaben zu erfüllen sind. Es gibt Phasen, wo 
sehr viel Arbeit anfällt. Wenn man nun nebenbei noch 100 oder 80% arbeitet, wäre dies sehr an-
spruchsvoll. Bei der Pauschalentschädigung kommen zusätzlich die Sitzungsgelder dazu. Dies, 
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um die unterschiedlichen Belastungen in den Ressorts etwas auszugleichen. Bei einer marktge-
rechten Entschädigung würden diese wegfallen. Die Voten werden aufgenommen und vom Ge-
meinderat für die Sitzung vom 18. November 2024 aufbereitet. 

Abstimmungen

Entschädigung
Variante A Variante B
Entschädigung nach dem Lohnsystem des 
Gemeindepersonals (marktgerecht) 

Pauschalentschädigung nach den heutigen 
Ansätzen

Stimmen Variante A: 21 Variante B: 12
Variantensieger: A

Variante A Variante B
Entschädigung für alle gleich Entschädigung aufgrund der unter-

schiedlichen zeitlichen Belastung

Stimmen Variante A: 9 Variante B: 24
Variantensieger: B

Gemeindepräsidium
Variante A Variante B
Gemeindepräsidium mit 100 Stellenprozent Gemeindepräsidium mit >= 70 Stellenprozent 

Stimmen Variante A: 18 Variante B: 15
Variantensieger: A

Anzahl GR-Mitglieder
Variante A Variante B
7 Mitglieder 5 Mitglieder

Stimmen Variante A: 28 Variante B: 5
Variantensieger: A

Struktur 7 GR-Mitglieder
Variante A Variante B
7 Mitglieder mit fixer Zuteilung der Ressorts
(ausser Gemeindepräsidium)

7 Mitglieder mit einem Pensenpool 
(inkl. GP – anfangs Legislatur verteilen)

Stimmen Variante A: 19 Variante B: 14
Variantensieger: A

Beschluss   (mit 27 : 3 Stimmen, bei 3 Enthaltungen)

Der Grosse Gemeinderat von Spiez

 auf Antrag des Gemeinderats
 gestützt auf Art. 27.1 a), Art. 31.1 c) und Art. 39.1 c) der Gemeindeordnung

beschliesst:
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1. Im Rahmen einer Grundsatzabstimmung werden die vorstehenden Variantensieger über die 
Struktur und Funktionsweise des Gemeinderats beschlossen.

2. Der Gemeinderat wird beauftragt, dem Grossen Gemeinderat gestützt auf die Antworten einen 
Vorschlag (allfällige Reglementsänderungen) für die weitere Struktur des Gemeinderats auf die 
Sitzung vom 18. November 2024 vorzulegen. 

NAMENS DES GEMEINDERATES
Die Präsidentin Die Sekretärin

J. Brunner T. Brunner

Geht an
-


